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1 Folgende Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen der Behördenbeteiligung einge-
gangen und werden im Folgenden abgedruckt: 

1.1 Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein - Landesplanungsbehörde 
1.2 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie des Landes Schleswig-Holstein 
1.3 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume – Technischer Umweltschutz –  
1.4 Kreis Pinneberg, FD 25 Straßenbau und Verkehrssicherheit 
1.5 Kreis Pinneberg, FD 26 Umwelt (zur 12. Änderung des F-Plans) 
1.6 Kreis Pinneberg, FD 26 Umwelt (zum B-Plan 26)  
1.7 SVG Südholstein Verkehrsservicegesellschaft mbH 
1.8 Schleswig Holstein Netz AG 
1.9 Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Abfallbehandlung 
1.10 NABU Schleswig-Holstein 
1.11 Gewässer- und Landschaftsverbund im Kreis Pinneberg 
1.12 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 

 
 Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 

- Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein – Außenstelle Itzehoe – Fachabteilung 3 
(Landwirtschaft, Bodenordnung, Dorfentwicklung/Tourismus) 

- Kreis Pinneberg, FD 43 Planen und Bauen  
- Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
- Handwerkskammer Lübeck 
- Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH  
- azv Südholstein 

 
 
2 Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
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1.1 06.12.2013  

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die Ziele des LEP und des Regionalplans I werden in die Be-
gründungen aufgenommen. 

 

Zu den Innenentwicklungspotenzialen sind auf der nachfolgen-
den Karte des Gemeindegebiets (s. S. 6) alle Freiflächen im 
Innenbereich dargestellt und nummeriert. Die Flächen wurden 
auf deren heutige Nutzung und eine mögliche Innenbereichs-
entwicklung mit folgendem Ergebnis geprüft:  

1.) Die zentral im Ort zwischen den Straßen Twiete, Hauptstra-
ße und Schulstraße liegende Freifläche wurde durch den Be-
bauungsplan Nr. 24 der Gemeinde Holm überplant. Ein Großteil 
der Fläche wird 2014 durch ein altengerechtes Mehrfamilien-
haus mit integrierter Arztpraxis bebaut. Die verbleibende Freiflä-
che ist der so genannte Dorfplatz der Gemeinde Holm, der für 
Erntedankfestumzüge, Jahresfeiern u.ä. genutzt wird. Es gibt 
einen Grundsatzbeschluss, wonach der Dorfplatz auch weiterhin 
für die genannten Zwecke aufrechterhalten und nicht bebaut 
werden soll. Die verbleibende Fläche könnte aber ohnehin den 
örtlichen Bedarf nicht decken, sie bemisst nach Abschluss der 
vorgenannten Bauvorhaben noch ca. 3.000 m².  

2.) Die ca. 2.600m² große Grünfläche liegt zwischen den Stra-
ßen Im Sande, Am Meierhof und Rehnaer Straße. Die Fläche ist 
im Bebauungsplan Nr. 16 + 1. Änderung als Grünfläche bzw. als 
Fläche für einen Kinderspielplatz dargestellt und wird auch tat-
sächlich so genutzt. Die Fläche des im vergangenen Jahr kom-
plett erneuerten Spielplatzes macht hierbei ca. 1/3 aus. Die rest-
liche Fläche wird für unterschiedliche gemeindliche Zwecke ge-
nutzt. So wird beispielsweise bei größeren Veranstaltungen im 
Dörpshus dort zusätzlich Parkraum ausgewiesen oder aber die 
jährlichen Busch- und Schredderaktionen der Gemeinde finden 
auf dem Platz statt. Mit ca. 1.500 m² verbleibender Freifläche 
könnte aber auch bei Verlegung vorgenannter Nutzungen der 
örtliche Bedarf keinesfalls gedeckt werden.  

3.) Die im Privateigentum befindliche zwischen der Schulstraße 
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und dem Neubaugebiet Im Wiesengrund (B-Plan Nr. 22) liegen-
de Fläche soll langfristig für eine Nachverdichtung genutzt wer-
den, kurz- und mittelfristig hat der Eigentümer jedoch noch kein 
Interesse daran. Bereits im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 22 hatte die Gemeinde versucht die Flächen in 
den damaligen Bebauungsplan einzubeziehen.  

4.) Die ca. 2.800 m² große Fläche ist bereits durch den Bebau-
ungsplan Nr. 7 überplant und könnte heute vom Fasanenweg 
aus erschlossen und mit Wohngebäuden bebaut werden. Der 
Eigentümer hat hieran aber kein Interesse, die Fläche ist heute 
mit Bäumen bestanden.  

5.) Die Privatgrundstücke Ecke Hetlinger Straße/Hauenweg 
werden heute überwiegend zu Wohnzwecken genutzt. Auf dem 
südlich gelegenen Grundstück gibt es das Bestreben im Rah-
men von § 34 Baugesetzbuch 1-2 weitere Wohnhäuser zu er-
richten, einer Überplanung bedarf es hierfür nicht. In den Räum-
lichkeiten des ehemaligen Kuhstalles wurde vor kurzem unter 
Förderung der AktivRegion ein Atelier eingerichtet. Eine ander-
weitige Nutzung ist nicht beabsichtigt.  

6.) Die im Eigentum der Kirche befindliche Fläche Ecke Stein-
berge/Friedhofsweg ist durch den Bebauungsplan Nr. 5 als Ge-
meinbedarfsfläche überplant. Eine anderweitige Nutzung ist von 
der Kirche nicht geplant.  

7.) Das mit einem Lebensmittelmarkt bebaute Grundstück auf 
der Ecke Im Sande/Wedeler Straße verfügt nur noch über weni-
ge Frei- bzw. Grünflächen. Die auf der Flurkarte unbebaut er-
scheinenden Bereiche sind größtenteils mit Parkplätzen bebaut. 

8.) Die zwischen Bredhornstraße und Lehmweg liegende Brach-
fläche wurde durch den Bebauungsplan Nr. 25 überplant und 
bebaut. Die Flurkarte ist in diesem Bereich noch inaktuell.  

Ergebnis:  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass es im Gemeindegebiet Holm 
keine verfügbaren Innenbereichspotentialflächen gibt, die der 
neuen Flächeninanspruchnahme vorzuziehen wären und den 
örtlichen Bedarf decken könnten.  



Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden Abwägungsvorschlag 

 5 

Bedarf:  

Der tatsächliche Bedarf kann sehr gut anhand aktueller, schrift-
lich vorliegender Bewerbungen für Bauplätze im Gemeindege-
biet Holm eingeschätzt werden. Dem Amt Moorrege liegen der-
zeit 72 Bewerbungen für Bauplätze im Gemeindegebiet Holm 
vor. Diese 72 Bewerbungen werden unterteilt in 32 Bewerbun-
gen von Holmern, 12 Bewerbungen ehemaliger Holmer die wie-
der in den Ort zurückziehen möchten und in 28 Bewerbungen 
Auswärtiger. Durch die aktuellen Planungen soll der örtliche Be-
darf gedeckt werden. Mit ca. 12-14 Bauplätzen wird die Ge-
meinde jedoch den örtlichen Bedarf nicht annähernd decken 
können, deshalb wird es ein Vergabesystem geben, wonach 
Holmer Familien bevorzugt berücksichtigt werden. Anhand der 
vorgenannten Zahlen unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass bislang keinerlei Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit geleis-
tet worden ist, lässt sich vermuten, dass eine hohe Nachfrage 
nach Baugrundstücken in der Gemeinde Holm aktuell und in 
Zukunft besteht. Weitere Indizien hierfür sind auch die häufigen 
Anfragen in der Verwaltung nach Grundstücken und der schnel-
le Abverkauf der privaten Baugrundstücke aus dem letzten 
Wohngebiet „Lütt Bredhorn“ (Bebauungsplan Nr. 25). 
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1.2 27.11.2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Eine entsprechende Untersuchung wird im Zuge der Detailpla-
nung durchgeführt. 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Eine Detailplanung des Knotenpunktes wird erstellt und rechtzei-
tig mit dem LBV-SH abgestimmt. Hierauf wird in der Begründung 
zum B-Plan hingewiesen. 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Sollten sich sonstige Änderungen ergeben, werden diese recht-
zeitig abgestimmt. Es werden dem Straßenbaulastträger der 
Bundesstraße keine zusätzlichen Kosten entstehen. 
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Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Es wurden die in der Schalltechnischen Untersuchung angege-
benen Verkehrsmengen auf der B 431 aus der Verkehrszählung 
2010 des Landes Schleswig-Holstein, Zählstellennummer 0617, 
berücksichtigt. Da seit dem die Straßenverkehrsbelastung im 
betreffenden Abschnitt abgenommen hat, wurden die DTV-
Werte mit keinem Zuschlag versehen. (vgl. Anlage 2 - Schall-
technische Untersuchung, S. 8) 

Es wird im Rahmen dieser Bauleitplanverfahren kein Immissi-
onsschutz vom Baulastträger der Bundesstraße gefordert. 
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1.3 29.11.2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme zum Verkehrslärm wird gefolgt.  

Die vorgeschlagene Festsetzung wurde in die Schalltechnische 
Untersuchung und in den Bebauungsplan übernommen. 
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Der Stellungnahme zum Gewerbelärm wird teilweise gefolgt. 

Eine Einsichtnahme von Seiten des Gutachters in die Bauge-
nehmigung wird nicht als erforderlich angesehen, da auf den 
tatsächlichen Betrieb abgestellt wird. 

Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
rückt schützenswerte Wohnbebauung an den bestehenden Be-
trieb heran. In seinem Bestand wird der Betrieb hierdurch aber 
nicht bzw. nicht in unzumutbarem Maße beeinträchtigt. Die An-
lieferung des Kraftstoffes muss aus dem Nachtzeitraum (derzeit 
zwischen 5 - 6 Uhr) in den Tagzeitraum von 6 – 22 Uhr verlegt 
werden, da durch diese bislang eine wesentliche Überschreitung 
der Immissionsrichtwerte im Nachtzeitraum im Bereich des 
Plangebietes, als auch an der bestehenden Nachbarbebauung 
erfolgt. Diese Maßnahme kann als zumutbar und möglich einge-
stuft werden. Auch eine Erweiterung des Betriebes ist unter 
Durchführung von Schallschutzmaßnahmen gegenüber der 
neuen und auch bestehenden Bebauung möglich. Hier gilt das 
Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. 

Grundsätzlich sind durch den Gewerbelärm (Tankstelle mit 
Werkstatt) im Tagzeitraum im Geltungsbereich des B-Plans 
überwiegend keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm für Allgemeine Wohngebiete zu erwarten (siehe 
Schalltechnische Untersuchung (STU), Anlage 3a-c). Lediglich 
an einem Gebäude (IO 2-5) wurde eine Überschreitung von 1 
dB(A) ermittelt. Aus gutachterlicher Sicht wäre dies zu vernach-
lässigen, da für den Betrieb der Kfz-Werkstatt der ungünstigste 
Fall berücksichtigt wurde, in dem alle Ereignisse (Abgasuntersu-
chung, Reifenwechsel, Bremsenprüfstand in Servicehalle 1) auf 
denselben Tag gelegt wurden.  

Trotz dieser nur geringen Überschreitung wird als Schallschutz-
maßnahme eine Schallschutzwand mit einer Höhe von 2 m und 
einer Länge von 10 m nördlich direkt anschließend an die östli-
che Servicehalle auf dem Grundstück der Tankstelle durch die 
Gemeinde gebaut und vertraglich gesichert. 

In Bezug auf die Einhaltung des Tag-Immissionswerts wird in 
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der überarbeiteten STU vom 22.1.2014 am südlichen Gebäude 
des städtebaulichen Konzepts (IO 3, siehe Anlagen 1b / 3a) 
nachgewiesen, dass dort der Immissionsrichtwert (IRW) einge-
halten wird.  

Die Baugrenze wird deckungsgleich mit den westlichen Haus-
kanten des städtebaulichen Konzepts im Bebauungsplan fest-
gesetzt. 

Aufgrund der als zu gering eingestuften angenommenen Schall-
leistungspegel für die Abgasuntersuchung und den Rollenprüf-
stand wurden hierzu Messungen durchgeführt. Die Ergebnisse 
für die Immissionsorte IO 1 bis IO 3-5 wurden der STU als Anla-
ge 5 beigefügt. Als lauteste Quelle gegenüber einem Immission-
sort wurde dabei die Abgasuntersuchung in der Service-Halle 
mit allein 54,4 dB(A) am IO 2-5 ermittelt (siehe Kapitel 5 der 
Schalltechnischen Untersuchung). 

Der Fahrweg zur Waschanlage liegt laut Gutachter nicht näher 
an der Wohnbebauung. Die östliche Fläche dient als Stellplatz 
für Pkw. Beim Ortstermin waren dort ein stillgelegtes Fahrzeug 
und ein Pkw abgestellt. 

Bezüglich des Hinweises, dass die Berechnung ohne digitalisier-
te Berücksichtigung der geplanten Gebäude erfolgen sollte, wird 
vom Gutachter darauf verweisen, dass es auch so möglich ist, 
wie im Gutachten vorgenommen. 

Als Schallschutzmaßnahmen wird ein Bündel von Maßnahmen 
erfolgen. Es erfolgt zum einen der Bau einer Schallschutzwand. 
Diese wird im B-Plan allerdings nicht festgesetzt, sondern ver-
traglich gesichert, da sie auf dem Grundstück der Tankstelle 
errichtet wird. Die Baugrenzen im Westen werden auf den west-
lichen Gebäudeseiten der drei südwestlichen Gebäude des 
städtebaulichen Konzepts festgesetzt. Zusätzlich werden zum 
Schutz vor einer nächtlichen Überschreitung der Immissions-
richtwerte durch den Straßenverkehr im westlichen Bereich des 
Geltungsbereichs die Festsetzung von Flächen für Vorkehrun-
gen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festgesetzt in der 
Maßnahmen an den Wohngebäuden vorzusehen sind. 
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Die geforderten Ergebnislisten sind als Anlage 5 der Überarbei-
tung der STU beigefügt. 

 

 

 
 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Entlang der B 431 wird ein etwa 30 m breiter Streifen als ge-
mischte Bauflächen dargestellt. 
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1.4 02.12.2013 – 12. Änderung F-Plan: 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der Hinweis wird in die Begründung zur FNP-Änderung aufge-
nommen. 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1.5 02.12.2013 – B-Plan Nr. 26  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der Hinweis wird in die Begründung zur FNP-Änderung aufge-
nommen. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Es wurde eine Baugrunduntersuchung erstellt, in der auch die 
Versickerungsfähigkeit des Bodens und die Grundwasserver-
hältnisse beurteilt werden. Die Versickerungsfähigkeit des vor-
handenen Dünensandes unterhalb des Mutterbodens wird als 
gut beurteilt.  

Aufgrund eines Grundwasserstandes von 1,7 bis 2,5 m unter 
GOK werden im Gutachten ebenfalls Versickerungsmulden und 
teilweise flache Rigolensysteme empfohlen.  

Eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf 
den privaten Grundstücken soll auf diesen mittels Mulden oder 
flachen Rigolen erfolgen.  

Für die Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers der 
Straßenverkehrsflächen erfolgt die Anlage eines Regenwasser-
kanals. 

Von einer Ausweisung von Flächen für die Versickerung wird 
abgesehen. Weder sind im B-Planverfahren die späteren 
Grundstücksgrößen, noch die abflusswirksamen Flächen durch 
Gebäude, Stellplätze u. ä. bekannt. Die späteren Grundstücks-
eigentümer müssen die entsprechenden Flächen bei der späte-
ren Anlage der Gartenflächen berücksichtigen und die Größe 
und Beschaffenheit ihrer abflusswirksamen Flächen passend 
bemessen.  

Die erforderlichen Einleitungserlaubnisse für Versickerungen 
werden rechtszeitig beantragt. 

 

 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1.6 02.12.2013 

 

 

 

 
 

 

 

 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Die Sichtdreiecke gemäß RASt 06 wurden in die Planzeichnung 
zur Information eingetragen. Sie werden allerdings nicht festge-
setzt, da sie außerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans lie-
gen. 

Die Detailplanungen des Knotenpunktes der Erschließungsstra-
ße mit der B 431 werden dem Fachdienst Straßenbau und Ver-
kehrssicherheit rechtzeitig vor Baubeginn vorgelegt. 
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1.7 
 

06.11.2013 
 

 
 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Die Entfernungsangabe zur nächstgelegenen Haltestelle wird in 
der Begründung geändert. 
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1.8 
 

06.11.2013 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

In die Begründung zum Bebauungsplan (B-Plan) wird ein ent-
sprechender Hinweis auf die Beachtung der vorhandenen Lei-
tungen aufgenommen. 
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1.9 29.11.2013 
 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die maßgeblichen Vorschriften werden beachtet.  

In der Begründung zum B-Plan wird darauf hingewiesen, dass 
die Wendeanlagen in den Überhängen frei von baulichen Ein-
richtungen und Bepflanzungen gehalten werden sollen. 

  



Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden Abwägungsvorschlag 

 21 

1.10 28.11.2013 

 

 

 

 
 

 
 

 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Der NABU wird weiterhin am Verfahren beteiligt um eine Stel-
lungnahme zum Umweltbericht abgeben können. 

Aus städtebaulichen Gründen ist eine Südorientierung der Ge-
bäude im Baugebiet nicht sinnvoll. Zur vorgesehenen, flächen-
sparenden Erschließung des Gebietes schräg aufgestellte Ge-
bäude würde je Gebäude einen höheren Flächenverbrauch mit 
sich bringen um die notwendigen Abstandsflächen gemäß BauO 
einhalten zu können, was im Hinblick auf den gebotenen spar-
samen Umgang mit dem Boden nicht sinnvoll ist. Eine Südwest-
Ausrichtung der Gebäude ist im Plangebiet allerdings sehr gut 
möglich, auf denen ebenfalls eine effiziente Sonnenenergie-
Nutzung erfolgen kann. Es wird aber keine Firstrichtung festge-
setzt. 

Neben der Nutzung von Sonnenenergie ist auch die Nutzung 
anderer regenerativer Energien wie z.B. Erdwärme oder 
Holzpellets möglich. 

Die Verwendung wasserdurchlässiger Materialien obliegt dem 
Grundstückseigentümer. Der Versiegelungsgrad wird bereits 
durch eine festgesetzte GRZ von maximal 0,3 statt 0,4 gemäß 
§ 17 Abs. 1 BauNVO begrenzt. Diese darf gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO u.a. durch Stellplätze und Zufahrten um maximal 50 
von Hundert überschritten werden. 

Eine energiesparende und ressourcenschonende Bauweise liegt 
in der Verantwortung der Bauherren durch die notwendige Ein-
haltung entsprechender Vorschriften wie der geltenden Energie-
einsparverordnung (EnEV). 
 



Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden Abwägungsvorschlag 

 22 

1.11 28.11.2013  

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

  



Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden Abwägungsvorschlag 

 23 

1.12 12.12.2013 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Es werden keine Festsetzungen in den B-Plan aufgenommen.  

Es wird in die Begründung zum B-Plan der Hinweis aufgenom-
men, dass in den Straßen bzw. Gehwegen Trassen für die Lei-
tungen der Telekom vorzusehen sind. Dies wird nicht als Fest-
setzung in den B-Plan aufgenommen. 

Baumpflanzungen sind in den festgesetzten Straßenverkehrsflä-
chen nicht geplant. Ein Hinweis auf das „Merkblatt über Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ wird 
trotzdem in die Begründung zum B-Plan aufgenommen. 

Es wird ebenfalls als Hinweis in die Begründung zum B-Plan 
aufgenommen, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaß-
nahmen mindestens zwei Monate vor beginn der Baubeginn 
angezeigt werden. 

 


